
 

Gesetzliche Bestimmungen zu den Meldepflichten 

 

Ärztegesetz 1998 

 

Verschwiegenheits-, Anzeige- und Meldepflicht 

§ 54. (1) Der Arzt und seine Hilfspersonen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres 

Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 

 1. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung des Arztes über den Gesundheitszustand 

bestimmter Personen vorgeschrieben ist, 

 2. Mitteilungen oder Befunde des Arztes an die Sozialversicherungsträger und 

Krankenfürsorgeanstalten oder sonstigen Kostenträger in dem Umfang, als er für den Empfänger zur 

Wahrnehmung der ihm übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet, erforderlich sind, 

 3. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person den Arzt von der 

Geheimhaltung entbunden hat, 

 4. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz höherwertiger 

Interessen 

 a) der öffentlichen Gesundheitspflege, 

 b) der Rechtspflege oder 

 c) von einwilligungsunfähigen Patientinnen/Patienten im Zusammenhang mit der 

Bereitstellung der für die Behandlungskontinuität unerlässlichen Eckdaten gegenüber den mit der Pflege 

betrauten Personen 

unbedingt erforderlich ist. 

(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch insoweit nicht, als die für die Honorar- oder 

Medikamentenabrechnung gegenüber den Krankenversicherungsträgern, Krankenanstalten, sonstigen 

Kostenträgern oder Patienten erforderlichen Unterlagen zum Zweck der Abrechnung, auch im 

automationsunterstützten Verfahren, Dienstleistungsunternehmen überlassen werden. Eine allfällige 

Speicherung darf nur so erfolgen, daß Betroffene weder bestimmt werden können noch mit hoher 

Wahrscheinlichkeit bestimmbar sind. Diese anonymen Daten sind ausschließlich mit Zustimmung des 

Auftraggebers an die zuständige Ärztekammer über deren Verlangen weiterzugeben. 

(4) Ergibt sich für den Arzt in Ausübung seines Berufes der Verdacht, dass durch eine gerichtlich 

strafbare Handlung der Tod oder eine schwere Körperverletzung herbeigeführt wurde, so hat der Arzt, 

sofern Abs. 5 nicht anderes bestimmt, der Sicherheitsbehörde unverzüglich Anzeige zu erstatten. 

Gleiches gilt im Fall des Verdachts, dass eine volljährige Person, die ihre Interessen nicht selbst 

wahrzunehmen vermag, misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden ist. 

(5) Ergibt sich für den Arzt in Ausübung seines Berufes der Verdacht, dass ein Minderjähriger 

misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden ist, so hat der Arzt 

Anzeige an die Sicherheitsbehörde zu erstatten. Richtet sich der Verdacht gegen einen nahen 

Angehörigen (§ 166 StGB), so kann die Anzeige so lange unterbleiben, als dies das Wohl des 

Minderjährigen erfordert und eine Zusammenarbeit mit dem Kinder- und Jugendhilfeträger und 

gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 



 

(6) In den Fällen einer vorsätzlich begangenen schweren Körperverletzung hat der Arzt auf 

bestehende Opferschutzeinrichtungen hinzuweisen. In den Fällen des Abs. 5 hat er überdies 

unverzüglich und nachweislich Meldung an den zuständigen Kinder- und Jugendhilfeträger zu 

erstatten. 

 

Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 

 

Mitteilungen bei Verdacht der Kindeswohlgefährdung 

§ 37. (1) Ergibt sich in Ausübung einer beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht, dass Kinder oder 

Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden oder worden sind 

oder ihr Wohl in anderer Weise erheblich gefährdet ist, und kann diese konkrete erhebliche Gefährdung 

eines bestimmten Kindes oder Jugendlichen anders nicht verhindert werden, ist von folgenden 

Einrichtungen unverzüglich schriftlich Mitteilung an den örtlich zuständigen Kinder- und Jugendhilfeträger 

zu erstatten: 

 1. Gerichten, Behörden und Organen der öffentlichen Aufsicht
1
; 

 2. Einrichtungen zur Betreuung oder zum Unterricht von Kindern und Jugendlichen; 

 3. Einrichtungen zur psychosozialen Beratung; 

 4. privaten Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe; 

 5. Kranken- und Kuranstalten; 

 6. Einrichtungen der Hauskrankenpflege; 

(2) Die Entscheidung über die Mitteilung ist erforderlichenfalls im Zusammenwirken von zumindest zwei 

Fachkräften zu treffen. 

(3) Die Mitteilungspflicht gemäß Abs. 1 trifft auch: 

1. Personen, die freiberuflich die Betreuung oder den Unterricht von Kindern und 

Jugendlichen übernehmen; 

 2. von der Kinder- und Jugendhilfe beauftragte freiberuflich tätige Personen;
2
 

3. Angehörige gesetzlich geregelter Gesundheitsberufe
3
, sofern sie ihre berufliche 

Tätigkeit nicht in einer im Abs. 1 genannten Einrichtung ausüben. 

(4) Die schriftliche Mitteilung hat jedenfalls Angaben über alle relevanten Wahrnehmungen und daraus 

gezogenen Schlussfolgerungen sowie Namen und Adressen der betroffenen Kinder und Jugendlichen 

und der mitteilungspflichtigen Person zu enthalten. 

(5) Berufsrechtliche Vorschriften zur Verschwiegenheit stehen der Erfüllung der Mitteilungspflicht gemäß 

Abs. 1 und Abs. 3 nicht entgegen. 

                                                      
1
 Als Organe der öffentlichen Aufsicht werden Personen bezeichnet, welche als staatlich bestellte Organe, mit der Aufsicht über die 

Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Regelungen (Gesetze, Verordnungen udgl.) durch die Menschen betraut sind (zB Polizei). 

2
 Von der Kinder- und Jugendhilfe beauftragte freiberuflich tätige Personen sind z.B. BetreuerInnen im Rahmen der Unterstützung 

der Erziehung. 

3
 Angehörige eines gesetzlich geregelten Gesundheitsberufes sind z.B. Hebammen, Gesundheits- und KrankenpflegerInnen, 

SanitäterInnen, im medizinisch-technischen Fachdienst und im Sanitätshilfsdienst Tätige, PsychologInnen i.S. des 

Psychologengesetzes und PsychotherapeutInnen i.S. des Psychotherapiegesetzes. 


